
Urkundenverzeichnis

Stand 03.06.2026

UZ 603/2026

Notar Udo Scheu

Gutenbergstraße 1   71665 Vaihingen an der Enz
Tel.: +49 7042 27311-0   Fax: +49 7042 27311-99

Verhandelt am - - in den Amtsräumen des Notars.

Vor mir,

Notar

Udo Scheu

mit dem Amtssitz in Vaihingen an der Enz

erscheinen
1. Herr Bürgermeister Ron Keller,

geschäftsansässig Hauptstraße 14 in 71739 Oberriexingen
ausgewiesen durch seinen Personalausweis

handelnd nicht im eigenen Namen, sondern als gesetzlicher Vertreter für die

Stadt Oberriexingen mit Sitz in Oberriexingen
Postanschrift: Hauptstraße 14, 71739 Oberriexingen

2. Herr Kim Dennis Hasenhündl,
geschäftsansässig Im Erkerstal 1-5 in 71739 Oberriexingen
dem Notar von Person her bekannt
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handelnd nicht im eigenen Namen, sondern als einzelvertretungsberechtigter
und von den Beschränkungen des § 181 BGB befreiter Geschäftsführer für die
Gesellschaft unter der Firma

Wohnbau Oberriexingen Immobilien GmbH mit Sitz in Oberriexingen
Postanschrift: Im Erkerstal 1-5, 71739 Oberriexingen

Der beurkundende Notar bescheinigt gemäß § 21 BnotO aufgrund seiner am
24.03.2026 vorgenommenen Einsichtnahme in das elektronische Handelsregister
des Amtsgerichts Stuttgart HRB 772965, dass dort die Wohnbau Oberriexingen
GmbH mit Sitz in Oberriexingen eingetragen ist und Herr Kim Dennis Hasenhündl
diese als von den Beschränkungen des § 181 BGB befreiter Geschäftsführer allein
vertreten kann.

Der Erschienene Ziff. 2 erklärt, dass die Angaben des beim Notar vorliegenden
Transparenzregisterauszüge dem aktuellen Gesellschafterbestand und
wirtschaftlich Berechtigtem entsprechen. Das Stimmrecht entspricht der
wirtschaftlichen Beteiligung.

Die Frage nach einer Vorbefassung gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 7 BeurkG wird verneint.

Die Erschienenen erklären mit der Bitte um notarielle Beurkundung folgenden

Kaufvertrag und Durchführungsvertrag zum
vorhabenbezogenen Bebauungsplan

„Steingrube“
 im Bereich östlich der Sersheimer Straße

Sämtliche Vertragsbeteiligten erklären bei Abschluss des heutigen Vertrags als
Unternehmer gemäß § 14 BGB und auf eigene Rechnung (Geldwäschegesetz) zu
handeln. Keiner der Erschienenen ist eine politisch exponierte Person.

§ 1 Objektbeschreibung, Vertragsgegenstand
Vertragsgegenstand:
Im Grundbuch ist die Stadt Oberriexingen als Eigentümer des nachstehend
beschriebenen Grundeigentums eingetragen:
Grundbuch des Amtsgerichts Heilbronn für Oberriexingen
Gemarkung Oberriexingen Blatt 4442 BV 9

Flst. 5430 Greiner
Landwirtschaftsfläche 9.333 m²
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Belastungen:
Der Vertragsgegenstand ist in Abt. III lastenfrei vorgetragen und in Abt. II wie folgt
belastet:

Lfd. Nr.  Lfd. Nr.
belastetes
Grundstück

eingetragene/s Recht/Belastung

2 9 Beschränkte persönliche Dienstbarkeit zugunsten der Stadt
Oberriexingen betr. Bau, Betrieb und Unterhaltung einer
Wasserleitung sowie Benutzungsbeschränkung.

Grundbucheinsicht:
Der Notar hat das elektronisch geführte Grundbuch vor Beurkundung am
24.03.2026 eingesehen. Unter Hinweis auf § 21 BeurkG soll es hierbei verbleiben.
Die Grundakte hat er nicht eingesehen.

Umlegung/Sanierung/Flurbereinigung:
Die Beteiligten bestätigen, dass der Vertragsgegenstand in kein Bodenordnungs-
verfahren (Umlegung, Sanierung, Flurbereinigung o.ä.) einbezogen ist.

Sonstiges:
Beim Vertragsgegenstand handelt es sich nach Angabe des Veräußerers um
Bauerwartungsland für ein Gewerbegrundstück.

Neuvermessung:
Vorstehender Grundbesitz Flst. 5430 mit 9.333 m² wurde neu vermessen und
beschreibt sich gemäß Fortführungsmitteilung vom ##.##.2026 (FM 2026/##) des
Landratsamtes #### wie folgt:

a) Flst. 5430 (neu) mit 459 m²

b) Flst. 5430/1 mit 740 m²

c) Flst. 5430/2 mit 1562 m²

d) Flst. 5430/3 mit 274 m²

e) Flst. 5430/4 mit 391 m²

f) Flst. 5430/5 mit 4537 m²

g) Flst. 5430/6 mit 1370 m²

Heutiger Vertragsgegenstand sind die Flurstücke 5430/1, 5430/2, 5430/4 und
5430/5 mit insgesamt 7.230 m².

Der Vollzug der endgültigen Fortführungsmitteilung durch entsprechende Teilung
von Flst. 5430 in die vorstehenden Flurstücke, deren Abschreibung und Buchung
unter jeweils einer eigenen BV-Nummer wird bewilligt und beantragt.
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§ 2 Kaufvertrag
Die Stadt Oberriexingen

- nachstehend auch „der Veräußerer" genannt -

v e r k a u f t

an die Wohnbau Oberriexingen Immobilien GmbH in Oberriexingen
- zu Alleineigentum -
- nachstehend auch „der Erwerber" genannt -

das nachstehend näher bezeichnete Grundeigentum:

a) das neu gebildete Grundstück Flst. 5430/1 mit 740 m²

b) das neu gebildete Grundstück Flst. 5430/2 mit 1562 m²

c) das neu gebildete Grundstück Flst. 5430/4 mit 391 m²

d) Das neu gebildete Grundstück Flst. 5430/5 mit 4537 m²

Mitveräußert sind auch die mit dem Vertragsgegenstand verbundenen Rechte und
Bestandteile. Zubehör ist nicht mitverkauft.

§ 3 Auflassung
In Erfüllung dieses Vertrages sind sich die Erschienenen darüber einig, dass das
Eigentum an dem vorstehend bezeichneten Vertragsgegenstand auf den jeweils
dort genannten Erwerber übergehen soll.

Die Auflassung enthält jedoch weder die Bewilligung noch den Antrag zur
Eigentumsumschreibung im Grundbuch. Diese soll der Notar, sein Sozius oder sein
Vertreter oder Nachfolger im Amt erklären. Der Notar wird hiermit einseitig
unwiderruflich bevollmächtigt und angewiesen, die Eigentumsumschreibung auf
den Erwerber zu veranlassen, sobald ihm der Veräußerer die Erfüllung der
Zahlungsverpflichtungen schriftlich bestätigt hat.

Der Veräußerer verpflichtet sich, die Erfüllung der Zahlungsverpflichtungen des
Erwerbers dem Notar unverzüglich schriftlich (auch per Mail) mitzuteilen.

Der Notar hat darauf hingewiesen, dass der Antrag auf Eigentumsumschreibung
erst gestellt werden kann, wenn der Nachweis erbracht ist, dass der Kaufpreis unbar
erbracht wurde, also z. B. durch Überlassung eines (ggf. auszugsweisen)
Kontoauszugs des Veräußerers.

Die Eintragung von Eigentumsvormerkungen wird nicht gewünscht.

§ 4 Kaufpreis
Der Kaufpreis beträgt für den gesamten Vertragsgegenstand 20,00 €/m², somit für
den Vertragsgegenstand von insgesamt 7.230 m² gemäß § 2 dieser Urkunde,

EUR 144.600,00
(Euro einhundertvierundvierzigtausendsechshundert).
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§ 5 Kaufpreisfälligkeit
Die Fälligkeit des Kaufpreises tritt ohne weitere Fälligkeitsmitteilung des Notars
(dieser ist insoweit von seiner Betreuungspflicht entbunden) frühestens zwei
Wochen nach dem Vorliegen der nachfolgenden Voraussetzung ein:

- der veröffentlichte Satzungsbeschluss des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans für den Vertragsgegenstand muss vorliegen.

Der Kaufpreis ist zum Fälligkeitszeitpunkt auf das Konto des Veräußerers bei der
####(IBAN: ####) zu entrichten.

Zahlt der Erwerber bei Fälligkeit nicht, so kommt er mit Mahnung in Verzug. Ab
diesem Zeitpunkt sind ausstehende Beträge mit 5 Prozentpunkten jährlich über dem
Basiszinssatz nach § 247 BGB zu verzinsen. Auf die Höhe dieser gesetzlichen
Verzugszinsen hat der beurkundende Notar hingewiesen.

Maßgebend für eine rechtzeitige Zahlung ist der Tag der Wertstellung auf dem
Empfängerkonto.

Rechte und Ansprüche nach den gesetzlichen Vorschriften über die allgemeinen
Leistungsstörungen sind durch diese Regelung nicht ausgeschlossen.

§ 6 Vollstreckungsunterwerfung
Nach entsprechender Belehrung wird eine Zwangsvollstreckungsunterwerfung
wegen des geschuldeten Kaufpreises nicht gewünscht.

§ 7 Übergabe, Steuern, Abgaben und Gefahrübergang
Die Besitzübergabe des Vertragsgegenstandes erfolgt Zug um Zug gegen
vollständige Kaufpreiszahlung. Mit der Übergabe gehen Nutzen und Lasten sowie
die Gefahr einer zufälligen Verschlechterung des Vertragsgegenstandes und die
gesetzliche Haftung des Grundstücksbesitzers (Verkehrssicherungspflicht) auf den
Erwerber über.

Die Steuern und sonstigen regelmäßig wiederkehrenden öffentlichen Abgaben
übernimmt der Erwerber ab Übergabe.

Versicherungsverhältnisse bestehen nach Angaben des Veräußerers für den
Vertragsgegenstand nicht.

Der Vertragsgegenstand ist miet- und pachtfrei und frei von sonstigen
Nutzungsrechten Dritter zu übergeben.

§ 8 Beschaffenheit, Haftung für Sachmängel
Dem Erwerber sind der heutige Zustand und die bisherige Nutzung durch
Besichtigung bekannt. Die Veräußerung erfolgt im gegenwärtigen Zustand. Das
Bodenverwertungskonzept zum Bauvorhaben Baugebiet Steingrube Henke &
Partner GmbH Partner GmbH vom 25.03.2026 ist den Vertragsparteien bekannt.

Alle Ansprüche und Rechte des Erwerbers wegen eines Sachmangels des
Grundstücks werden ausgeschlossen. Der Veräußerer erklärt, dass ihm nicht
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erkennbare Mängel, insbesondere auch schädliche Bodenveränderungen und
Altlasten des Grundstücks nicht bekannt sind.

Sollte die Stadt von der zuständigen Behörde zu Untersuchungs-, Sanierungs- oder
sonstigen Maßnahmen in Bezug auf schädliche Boden- oder
Grundwasserverunreinigungen oder Altlasten im Sinne des BBodSchG
herangezogen werden, die vor der Übergabe der Grundstücke verursacht wurden,
stellt der Erwerber die in Anspruch genommene Stadt frei.

Ein Ausgleichsanspruch des Erwerbers nach § 24 Abs. 2 Satz 1 BBodSchG wird
ausgeschlossen.

Für den Fall einer vertragsgemäßen Freistellung durch den Erwerber tritt die Stadt
eventuelle Ansprüche auf Kostenersatz einschließlich eines Ausgleichsanspruchs
nach § 24 Abs. 2 BBodSchG gegen den Verursacher der schädlichen
Bodenveränderungen oder Altlasten oder Grundwasserverunreinigungen bis zur
Höhe der vom Erwerber erbrachten Aufwendungen an den Erwerber ab.

§ 9 Haftung für Rechtsmängel
Der beurkundende Notar hat auf die Einrichtung des Baulastenbuches und die
Möglichkeit der Einsichtnahme durch die Vertragsschließenden hingewiesen. Der
Veräußerer erklärt, dass ihm über das Bestehen von Baulasten nichts bekannt ist.

Der Veräußerer schuldet im Übrigen den lastenfreien Besitz- und
Eigentumsübergang des Vertragsgegenstandes, jedoch mit Ausnahme der
ausdrücklich in dieser Urkunde übernommenen oder mit Zustimmung des
Erwerbers bestellten Belastungen.

Die in Abt. II des Grundbuchs eingetragenen Belastungen sind bekannt und nicht
zu beseitigen.

Die bestehenden Pachtverhältnisse der bisher landwirtschaftlich genutzten Fläche
wurden zum 31.07.2026 gekündigt.

§ 10 Beschränkt persönliche Dienstbarkeiten
a)  Wasserleitungsrecht

Der Eigentümer und der künftige Eigentümer bewilligt und beantragt hiermit zu
Lasten des heutigen Vertragsgegenstandes Flst. 5430/5 (nachstehend
dienendes oder belastetes Grundstück genannt) die Eintragung einer

beschränkt persönlichen Dienstbarkeit (Wasserleitungsrecht)
zugunsten der Stadtwerke Oberriexingen GmbH, Oberriexingen (nachstehend
Berechtigter genannt) mit folgendem Inhalt:

Der Berechtigte hat das Recht die in dem dienenden Grundstück bereits
verlaufende unterirdische Fallleitung der Wasserversorgung DN 100 GG
dauerhaft dort zu belassen und zu nutzen.

Der Ausübungsbereich der Dienstbarkeit, innerhalb dessen sich die Leitung
samt Betriebszubehör befindet, ergibt sich aus dem beigefügten Lageplan
Bebauungsplan, der Bestandteil dieser Urkunde ist, vorgelegt und genehmigt
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wurde. In dem Lageplan ist der Ausübungsbereich gelb mit „LR 1“ eingezeichnet.
Die Ausübung kann Dritten überlassen werden.

Der Dienstbarkeitsberechtigte ist befugt, das belastete Grundstück zum Zwecke
der Vornahme von Reparaturen und von sonstigen Arbeiten an der Leitung/den
Leitungen zu betreten. Der dem Grundstückseigentümer dadurch entstehende
Schaden ist diesem zu ersetzen.

Der Eigentümer des belasteten Grundstücks hat alle Handlungen, insbesondere
die Errichtung von baulichen Anlagen und Anpflanzungen, die den Bestand der
Leitung/der Leitungen gefährden könnte(n), zu unterlassen.

Die Kosten der Instandhaltung und Instandsetzung der Leitungen samt
Betriebszubehör gehen zu Lasten des Berechtigten. Entsprechend obliegt auch
die Verkehrssicherungspflicht. Der Wert der Dienstbarkeit wird mit EUR
10.000,00 angegeben. Die Kosten der Grundbucheintragung trägt die
Stadtwerke Oberriexingen GmbH, Oberriexingen.

Die Grunddienstbarkeit soll an nächstoffener Rangstelle eingetragen werden.

b)  Stromleitungsrecht
Der Eigentümer und der künftige Eigentümer bewilligt und beantragt hiermit zu
Lasten des heutigen Vertragsgegenstandes Flst. 5430/5 (nachstehend
dienendes oder belastetes Grundstück genannt) die Eintragung einer

beschränkt persönlichen Dienstbarkeit (Stromleitungsrecht)
zugunsten der ####### (nachstehend Berechtigter genannt) mit folgendem
Inhalt:

Der Berechtigte hat das Recht die in dem dienenden Grundstück bereits
verlaufende unterirdische Stromleitung dauerhaft dort zu belassen und zu
nutzen.

Der Ausübungsbereich der Dienstbarkeit, innerhalb dessen sich die Leitung
samt Betriebszubehör befindet, ergibt sich aus dem beigefügten Lageplan
Bebauungsplan, der Bestandteil dieser Urkunde ist, vorgelegt und genehmigt
wurde. In dem Lageplan ist der Ausübungsbereich gelb mit „LR 1“ eingezeichnet.
Die Ausübung kann Dritten überlassen werden.

Der Dienstbarkeitsberechtigte ist befugt, das belastete Grundstück zum Zwecke
der Vornahme von Reparaturen und von sonstigen Arbeiten an der Leitung/den
Leitungen zu betreten. Der dem Grundstückseigentümer dadurch entstehende
Schaden ist diesem zu ersetzen.

Der Eigentümer des belasteten Grundstücks hat alle Handlungen, insbesondere
die Errichtung von baulichen Anlagen und Anpflanzungen, die den Bestand der
Leitung/der Leitungen gefährden könnte(n), zu unterlassen.

Die Kosten der Instandhaltung und Instandsetzung der Leitungen samt
Betriebszubehör gehen zu Lasten des Berechtigten. Entsprechend obliegt auch
die Verkehrssicherungspflicht. Der Wert der Dienstbarkeit wird mit EUR 5.000,00
angegeben. Die Kosten der Grundbucheintragung trägt die Stadtwerke
Oberriexingen, Oberriexingen.
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Die Grunddienstbarkeit soll an nächstoffener Rangstelle eingetragen werden.

c) Abwasserleitungsrecht
Der Eigentümer und der künftige Eigentümer bewilligt und beantragt hiermit zu
Lasten des heutigen Vertragsgegenstandes Flst. 5430/5 (nachstehend
dienendes oder belastetes Grundstück genannt) die Eintragung einer

beschränkt persönlichen Dienstbarkeit (Abwasserleitungsrecht)
zugunsten der Stadt Oberriexingen in Oberriexingen (nachstehend Berechtigter
genannt) mit folgendem Inhalt:

Der Berechtigte hat das Recht den in dem dienenden Grundstück bereits
verlaufende und noch zu verlegende unterirdische Abwasserkanal PVC DN 200
dauerhaft dort zu belassen und zu nutzen.

Bisher verläuft der bestehende Abwasserkanal unterhalb des geplanten
Gebäudes. Die Verlegung ist geplant und erfolgt auf Kosten des Erwerbers.

Der Ausübungsbereich der Dienstbarkeit, innerhalb dessen sich die Leitung
samt Betriebszubehör befinden wird, ergibt sich aus dem beigefügten Lageplan
Bebauungsplan, der Bestandteil dieser Urkunde ist, vorgelegt und genehmigt
wurde. In dem Lageplan ist der Ausübungsbereich gelb mit „LR 2“ eingezeichnet.
Die Ausübung kann Dritten überlassen werden.

Der Dienstbarkeitsberechtigte ist befugt, das belastete Grundstück zum Zwecke
der Vornahme von Reparaturen und von sonstigen Arbeiten an der Leitung/den
Leitungen zu betreten. Der dem Grundstückseigentümer dadurch entstehende
Schaden ist diesem zu ersetzen.

Der Eigentümer des belasteten Grundstücks hat alle Handlungen, insbesondere
die Errichtung von baulichen Anlagen und Anpflanzungen, die den Bestand der
Leitung/der Leitungen gefährden könnte(n), zu unterlassen.

Die Kosten der Instandhaltung und Instandsetzung der Leitungen samt
Betriebszubehör gehen zu Lasten des Berechtigten. Entsprechend obliegt auch
die Verkehrssicherungspflicht. Der Wert der Dienstbarkeit wird mit EUR 5.000,00
angegeben. Die Kosten der Grundbucheintragung trägt die Stadtwerke
Oberriexingen GmbH, Oberriexingen.

Die Grunddienstbarkeit soll an nächstoffener Rangstelle eingetragen werden.

d) Nutzungseinschränkung
Der Eigentümer und der künftige Eigentümer bewilligt und beantragt hiermit zu
Lasten des heutigen Vertragsgegenstandes Flst. 5430/1, 5430/4 und 5430/5
(nachstehend dienendes oder belastetes Grundstück genannt) die Eintragung
einer

beschränkt persönlichen Dienstbarkeit (Nutzungseinschränkung)
zugunsten der Stadt Oberriexingen in Oberriexingen (nachstehend Berechtigter
genannt) mit folgendem Inhalt:
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Der Eigentümer des dienenden Grundstücks hat die Nutzungseinschränkung,
die Nachtanlieferung und den Nachtbetrieb zwischen 22:00 Uhr und 6:00 Uhr
auf dem berechtigten Grundstück zu unterlassen.

Der Wert der Dienstbarkeit wird mit EUR 2.000,00 angegeben. Die Kosten der
Grundbucheintragung trägt der Erwerber.

Die Grunddienstbarkeit soll an nächstoffener Rangstelle eingetragen werden.

Alle Dienstbarkeiten, die das gleiche dienende Grundstück betreffen, erhalten unter
sich Gleichrang. Dies wird hiermit bewilligt und beantragt.

§ 11 Grunddienstbarkeiten
a) Geh- und Fahrrecht Flst. 5430/4 und 5430/5
Der Eigentümer des Flst. 5430/4 und 5430/5 je als dienendes Grundstück, bewilligt
hiermit die Eintragung entsprechender Grunddienstbarkeit (Geh- und Fahrrecht)
zugunsten des jeweiligen Eigentümers des Grundstücks Flst. 5430/6 (herrschendes
Grundstück) mit folgendem Inhalt:

Der Eigentümer des herrschenden Grundstücks hat neben dem Eigentümer des
dienenden Grundstücks das Recht, über das dienende Grundstück zu gehen und
dieses mit Kraftfahrzeugen aller Art zu befahren. Nicht erlaubt ist das ständige
Abstellen von Fahrzeugen.

Das Befahren ist jedoch nur insoweit zulässig, als das dienende Grundstück hierzu
geeignet und hierdurch nicht beschädigt wird. Das dienende Grundstück muss
jederzeit frei zugänglich sein.

Der Eigentümer des herrschenden Grundstücks ist zur Instandhaltung und
Instandsetzung des dienenden Grundstücks verpflichtet, ebenso zur
ordnungsgemäßen Unterhaltung, Reinigung und Verkehrssicherung.

Der Ausübungsbereich ist im beigefügten Plan, der durchgesehen und genehmigt
wurde, ##### markiert.

Die Eintragung einer entsprechenden Grunddienstbarkeit zulasten des Flst. 5430/4
und 5430/5 und zu Gunsten des Flst. 5430/6 wird an nächstoffener Rangstelle
bewilligt und beantragt.
Der Jahreswert des jeweiligen Rechts wird mit #### EUR angegeben.

b) Leitungsrecht Flst. 5430/4 und 5430/5
Der Eigentümer des Flst. 5430/4 und 5430/5 je als dienendes Grundstück, bewilligt
hiermit die Eintragung entsprechender Grunddienstbarkeit (Leitungsrecht)
zugunsten des jeweiligen Eigentümers des Grundstücks Flst. 5430/6 (herrschendes
Grundstück) mit folgendem Inhalt:

Der jeweilige Eigentümer des herrschenden Grundstücks ist berechtigt, seine Ver-
und Entsorgungsleitungen über die Grundstücke Flst. 5430/4 und 5430/5 zu legen,
dauernd dort zu belassen und für Zwecke der Inspektion oder Instandhaltung das
dienende Grundstück zu betreten. Die Kosten für die Leitungsrechte, insbesondere
die Instandsetzung und Erneuerung trägt der Berechtigte.
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Der Ausübungsbereich ist im beigefügten Plan, der durchgesehen und genehmigt
wurde, ##### markiert.

Die Eintragung einer entsprechenden Grunddienstbarkeit zulasten der Flst. 5430/4
und 5430/5 und zu Gunsten des Flst. 5430/6 wird an nächstoffener Rangstelle
bewilligt und beantragt.
Der Jahreswert des jeweiligen Rechts wird mit #### EUR angegeben.

c) Geh- und Fahrrecht Flst. 5340/1, 5430/2, 5430/4 und 5430/5
Der Eigentümer des Flst. 5340/1, 5430/2, 5430/4 und 5430/5 je als dienendes sowie
auch herrschendes Grundstück, bewilligt hiermit die gegenseitige Eintragung einer
entsprechender Grunddienstbarkeit (Geh- und Fahrrecht) mit folgendem Inhalt:

Der Eigentümer des herrschenden Grundstücks hat neben dem Eigentümer des
dienenden Grundstücks das Recht, über das dienende Grundstück zu gehen und
dieses mit Kraftfahrzeugen aller Art zu befahren. Nicht erlaubt ist das ständige
Abstellen von Fahrzeugen.

Das Befahren ist jedoch nur insoweit zulässig, als das dienende Grundstück hierzu
geeignet und hierdurch nicht beschädigt wird. Das dienende Grundstück muss
jederzeit frei zugänglich sein.

Die Eigentümer des herrschenden Grundstücks und die des dienenden
Grundstücks sind zur Instandhaltung und Instandsetzung des dienenden
Grundstücks zu gleichen Teilen verpflichtet, ebenso zur ordnungsgemäßen
Unterhaltung, Reinigung und Verkehrssicherung. Die dadurch entstehenden Kosten
werden entsprechend ihrer Grundstücksgröße anteilig getragen.

Der Ausübungsbereich ist im beigefügten Plan, der durchgesehen und genehmigt
wurde, ##### markiert.

Die Eintragung einer entsprechenden Grunddienstbarkeit zulasten des Flst. 5340/1,
5430/2, 5430/4 und 5430/5 und zu Gunsten der entsprechenden Flst. 5340/1,
5430/2, 5430/4 und 5430/5 wird an nächstoffener Rangstelle bewilligt und
beantragt.
Der Jahreswert des jeweiligen Rechts wird mit #### EUR angegeben.

d) Leitungsrecht Flst. 5340/1, 5430/2, 5430/4 und 5430/5
Der Eigentümer des Flst. 5340/1, 5430/2, 5430/4 und 5430/5 je als dienendes sowie
auch herrschendes Grundstück, bewilligt hiermit die gegenseitige Eintragung einer
entsprechender Grunddienstbarkeit (Leitungsrecht) mit folgendem Inhalt:

Der jeweilige Eigentümer des herrschenden Grundstücks ist berechtigt, seine Ver-
und Entsorgungsleitungen über das Grundstück Flst. 5430/1, 5430/2, 5430/4 und
5430/5 zu legen, dauernd dort zu belassen und für Zwecke der Inspektion oder
Instandhaltung das dienende Grundstück zu betreten. Die Kosten für die
Leitungsrechte, insbesondere die Instandsetzung und Erneuerung sind anteilig an
Eigentümer und Berechtigten zu verteilen. Die Verteilung der Kosten ergibt sich aus
der Grundstücksgröße.

Der Ausübungsbereich ist im beigefügten Plan, der durchgesehen und genehmigt
wurde, ##### markiert.
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Die Eintragung einer entsprechenden Grunddienstbarkeit zulasten des Flst. 5340/1,
5430/2, 5430/4 und 5430/5 und zu Gunsten der entsprechenden Flst. 5340/1,
5430/2, 5430/4 und 5430/5 wird an nächstoffener Rangstelle bewilligt und
beantragt.
Der Jahreswert des jeweiligen Rechts wird mit #### EUR angegeben.

§ 12 Erschließungskosten
Bezüglich der Erschließungsmaßnahmen wird auf Abschnitt III § 6 dieser Urkunde
verwiesen. Der Durchführungsvertrag wird als Anlage zur Urkunde genommen,
vorgelesen und von allen Beteiligten genehmigt.

§ 13 Genehmigungen
Zur Wirksamkeit dieses Vertrags sind keine behördlichen Genehmigungen
erforderlich.

§ 14 Vorkaufsrechte
Gesetzliche Vorkaufsrechte bestehen beim Verkauf durch die
Belegenheitsgemeinde nicht.

§ 15 Nachzahlungsverpflichtung
Der Erwerber verpflichtet sich zu einer Nachzahlung in Höhe bis zu 70,00 €/m²
brutto, im Verhältnis zu den entstehenden Erschließungs- und Entwicklungskosten.
Abrechnungsbasis ist hierzu der Durchführungsvertrag Teil III § 17 des
Durchführungsvertrages, mit Ausnahme der Position Kosten der Rechtsberatung
der Stadt, Kaufvertrag, Durchführungsvertrag und städtebaulicher Vertrag durch die
Rechtsanwaltskanzlei Birk und Partner Rechtsanwälte PartG mbB. Sollten
Erschließungs- und Entwicklungskosten von weniger als 70,00 €/m² brutto
entstehen, so verpflichtet sich der Erwerber, die Differenz der Stadt Oberriexingen
zu erstatten.

Die Nachzahlung wird fällig mit der Vorlage der Schlussrechnung der
Erschließungsmaßnahmen. Für den Verzug gilt das Gesetz.

§ 16 Vollmacht
Sämtliche Vertragsbeteiligten erteilen den Notarangestellten

1. Frau Regina   B e t z n e r ,

2. Frau Carina   A r n d t ,

3. Frau Claudia   H a u f ,

4. Frau Antje   N o t h ,

5. Frau Cindy   H o f m a n n ,

- je einzeln berechtigt -, die unbedingte und unabhängige Vollmacht, sie bei der
Feststellung des Vertragsgegenstandes, bei der Erklärung der Auflassung auf den
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Erwerber oder einen Rechtsnachfolger und bei sämtlichen zum Vollzug dieses
Vertrags erforderlichen oder zweckdienlichen Rechtsgeschäften und Handlungen
zu vertreten. Die Vollmacht umfasst auch die Befugnis zur Abgabe von
Bewilligungen jeder Art zum Grundbuch einschließlich Löschungsbewilligungen,
insbesondere auch für die Eigentumsvormerkung des Erwerbers sowie zur Stellung
und Zurücknahme von Anträgen.

Die Vollmacht erlischt nicht durch den Tod eines Vollmachtgebers.

Die Bevollmächtigten sind von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit und
können die Vollmacht ganz oder teilweise auf Dritte übertragen. Sie ist im
Außenverhältnis unbeschränkt erteilt. Im Innenverhältnis gegenüber den
Bevollmächtigten wird jedoch bestimmt, dass die Auflassung nur erklärt werden
darf, wenn der in dieser Urkunde genannte Zahlungsnachweis für den Kaufpreis
vorliegt.

Eine Pflicht oder eine persönliche Haftung für die Ausübung der Vertretungsmacht
besteht nicht.

Von der Vollmacht darf nur vor dem beurkundenden Notar mit dem Sitz in Vaihingen
an der Enz, dessen Vertreter oder Nachfolger im Amt in beglaubigter oder
beurkundeter Form Gebrauch gemacht werden.

Der Notar ist zur Stellung, Änderung und Zurücknahme von Anträgen beim
Grundbuchamt berechtigt. Außerdem bevollmächtigen alle Beteiligten den Notar,
für sie alle verfahrensrechtlichen Erklärungen abzugeben, die zur Durchführung
dieser Urkunde erforderlich sind.

§ 17 Kosten und Steuern
Die Kosten der Beurkundung sowie die Vollzugsgebühren dieses Vertrags für die
Einholung behördlicher Genehmigungen, Negativatteste und Bescheinigungen
(insbesondere hinsichtlich gesetzlicher Vorkaufsrechte), die Betreuungsgebühr
nach GNotKG sowie die Grunderwerbsteuer trägt der Erwerber.

Auf die Möglichkeit des Entstehens eines betrieblichen oder privaten
Veräußerungsgewinns und dessen mögliche steuerliche Folgen sowie die
gesetzliche Haftung aller Beteiligten für Beurkundungs- und Eintragungsgebühren
und für die Grunderwerbsteuer wurde hingewiesen.

§ 18 Wirksamkeitsklausel
Sollten einzelne Bestimmungen dieser Urkunde ganz oder teilweise unwirksam sein
oder werden, oder sollte sich in dem Vertrag eine Lücke befinden, so hat dies auf
die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen keinen Einfluss. Anstelle der unwirksamen
Bestimmung oder zur Ergänzung der Lücke soll eine angemessene Regelung
treten, die dem am nächsten kommt, was die Vertragsschließenden gewollt haben.

§ 19 Hinweise, Sonstiges
Die Vertragsschließenden wurden noch auf folgendes hingewiesen:
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1. Auf die Risiken von Vorleistungen beim gegenseitigen Vertrag und die
bestehenden Sicherungsmöglichkeiten insbesondere die Bedeutung einer
Eigentumsvormerkung.

2. Nicht beurkundete Nebenabreden sind unwirksam und können zur Nichtigkeit
des gesamten Vertrages führen. Deshalb müssen insbesondere alle
Leistungen und Zahlungen vollständig beurkundet werden.

3. Auf die Eigenverantwortlichkeit der Vertragsschließenden hinsichtlich der
steuerlichen Auswirkungen dieses Vertrags. Den Vertragsschließenden ist
bekannt, dass der Notar für die steuerlichen Auswirkungen keine Haftung
übernimmt. Es wurde ihm kein Auftrag zur Belehrung über die steuerlichen
Auswirkungen erteilt. Es lag rechtzeitig (bei Unternehmerbeteiligung
mindestens 14 Tage vor Beurkundung) ein Entwurf des heutigen Vertrages vor.

Den Vertragsschließenden ist bekannt, dass das Eigentum am Vertragsgegenstand
erst mit der Eintragung der Eigentumsänderung im Grundbuch auf den Erwerber
übergeht und dies erst erfolgen kann, wenn alle etwa erforderlichen
Genehmigungen und Bescheinigungen vorliegen.

§ 20 Ausfertigungen und Abschriften
Beantragt werden:

- 1 beglaubigte Abschrift an Veräußerer

- 1 beglaubigte Abschrift an Erwerber

- 1 einfache Abschrift an Finanzamt - Grundstückswertstelle

- 1 Scan an Grundbuchamt

Vorstehende Niederschrift wurde vom Notar
vorgelesen, daraufhin genehmigt und
eigenhändig unterschrieben wie folgt:
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 Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen
Bebauungsplan „Steingrube“

im Bereich östlich der Sersheimer Straße

zwischen

der Stadt Oberriexingen, Hauptstraße 14, 71739 Oberriexingen,
vertreten durch Herrn Bürgermeister Ron Keller,

- im Folgenden: Stadt genannt -

und

der Wohnbau Oberriexingen Immobilien GmbH, Im Erkerstal 1-5, 71739
Oberriexingen, vertreten durch ihren Geschäftsführer Kim Hasenhündl

- im Folgenden: Vorhabenträger oder Investor genannt -

§ 1 Vorbemerkung
1. Der Investor beabsichtigt, in der Sersheimer Straße auf dem Grundstück

Flurstück 5430, einen Penny Markt mit medizinischen Praxen im Obergeschoss
und eine Bäckerei Laier mit Verwaltungsräumen im Obergeschoss anzusiedeln.
Zur Verwirklichung dieser Absicht soll ein vorhabenbezogener Bebauungsplan
aufgestellt werden.

2. Das Flurstück 5430, Gemarkung Oberriexingen, steht im Eigentum der Stadt.
Der Vorhabenträger erwirbt Grundstücksteile von der Stadt mit dem in dieser
Urkunde beurkundeten Kaufvertrag. Das Vorhabengrundstück grenzt im
Südwesten an die Sersheimer Straße, im Nordwesten und Nordosten an
landwirtschaftliche Flächen und im Südosten an den Gewässerrandstreifen des
Bachlaufes der Dürren Enz. Das Grundstück wird aktuell landwirtschaftlich
genutzt. Die Pachtverträge wurden auf 31.07.2026 gekündigt.

Ein Bebauungsplan liegt für das Grundstück nicht vor. Es befindet sich damit
aktuell im bauplanungsrechtlichen Außenbereich.

3. Von dem Grundstück mit der Flst. Nr. 5430 wird vor Veräußerung der
Gewässerrandstreifen entlang der Dürren Enz herausgelöst sowie die Zufahrt
zum Vorhabengebiet und jeweils als selbstständiges Grundstück neu gebildet.
Das Eigentum an diesem Grundstück verbleibt bei der Stadt. Der
Gewässerrandstreifen wird nicht Teil des Vorhabengebiets.

4. Das Bauvorhaben sieht den Neubau eines Lebensmitteleinzelhandelsbetriebs
mit medizinischen Praxen im Obergeschoss und einer Bäckerei mit
Verwaltungsräumen im Obergeschoss samt den zugehörigen Anlagen und
Stellplätze sowie eines Regenrückhaltebeckens und die Erschließung vor. Die
Errichtung des Lebensmittelmarktes dient der Sicherstellung einer
zukunftsfähigen und nachhaltigen Nahversorgung in der Stadt Oberriexingen.
Die in dem Plangebiet zu errichtender Verkaufsfläche wird auf einen Wert von
800 m² je Gebäude begrenzt.
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5. Da das Vorhabengebiet bisher im Außenbereich liegt, bedarf es für die
Realisierung des Vorhabens der Aufstellung eines Bebauungsplans. Der
Vorhabenträger hat mit Schreiben vom 22.10.2024 einen Antrag auf Einleitung
eines Bebauungsplanverfahrens für einen vorhabenbezogenen
Bebauungsplan nach § 12 BauGB gestellt. Der Gemeinderat der Stadt hat am
#### die Einleitung des Bebauungsplanverfahrens „Steingrube“ beschlossen.
Am #### hat der Gemeinderat der Stadt zudem den Entwurfsbeschluss gebilligt
und die Durchführung der öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 sowie die
Trägeranhörung nach § 4 Abs. 2 BauGB beschlossen. Zur Umsetzung dieses
Vorhabens und zur Schaffung der rechtlichen Voraussetzungen für den
Satzungsbeschluss zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan schließen die
Parteien den nachfolgenden Durchführungsvertrag gemäß § 12 Abs. 1 BauGB.

Teil I – Allgemeines

§ 2 Gegenstand des Vertrages
1. Gegenstand des Vertrages ist die Errichtung und der Betrieb eines

Lebensmitteleinzelhandelsbetriebs mit medizinischen Praxen im
Obergeschoss sowie einer Bäckerei mit Verwaltungsräumen im Obergeschoss
auf dem Flurstück 5430, Gemarkung Oberriexingen durch den Vorhabenträger
entsprechend dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Steingrube“ Anlage
1 sowie dem Vorhaben- und Erschließungsplan vom [####] (Anlage 2) zu
diesem Vertrag.

2. Das Vertragsgebiet umfasst das Grundstück der Stadt, Flurstück 5430,
Gemarkung Oberriexingen, abzüglich des neu zu bildenden
Gewässerrandstreifens entlang der Dürren Enz sowie der Retentionsfläche B2
im Lageplan des Bebauungsplanentwurfs. Das Vertragsgebiet ergibt sich aus
dem als Anlage 1 beigefügten Planteil zum vorhabenbezogenen
Bebauungsplan vom ####, ergänzt am ####.

§ 3 Bestandteile des Vertrages
Bestandteile des Vertrages sind in nachstehender Reihenfolge:

a) Bebauungsplanentwurf „Steingrube“ mit zeichnerischen Festsetzungen vom
#### (Planteil) und textlichen Festsetzungen vom #### (Textteil), nebst
Begründung vom ####, Anlage 1

b) Der Vorhaben- und Erschließungsplan bestehend aus den Vorhaben- und
Erschließungsplänen #### des Büros „ARP GmbH“ vom ####, Anlage 2

c) Umweltbericht vom #### des Büros „StadtLandFluss GbR“ – Anlage 3
d) Antrag des Vorhabenträgers vom 22.10.2024, Anlage 4
e) Planungskostenvertrag, Anlage 5
f) Spezielle artenschutzrechtliche Untersuchung, Anlage 6
g) Lärmgutachten, Anlage 7
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h) Geruchtsgutachten, Anlage 8
i) LTMG (Landestariftreue- und Mindestlohngesetz in BW), Anlage 9a – 9c
j) Entwurf Fortführungsnachweis Anlage 10
k) Finanzierungsbestätigung, Anlage 11.

Die Anlagen 1 bis 10 sind den Beteiligten vollinhaltlich bekannt; auf Vorlesen wird
verzichtet. Sie sind Bestandteil der heutigen Vereinbarungen.

Teil II – Vorhaben

§ 4 Beschreibung des Vorhabens
1. Das Vorhaben betrifft die Errichtung und den Betrieb eines

Lebensmitteleinzelhändlers mit medizinischen Praxen im Obergeschoss sowie
einer Bäckerei mit Verwaltungsräumen im Obergeschoss auf dem Flurstück
5430, Gemarkung Oberriexingen sowie deren Erschließung.

2. Der Vorhabenträger wird das Vorhaben entsprechend dem
vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Steingrube“, des Vorhaben- und
Erschließungsplans (Anlage 2) realisieren und betreiben.

§ 5 Durchführungsverpflichtung
1. Der Vorhabenträger verpflichtet sich, dass in § 3 beschriebene Vorhaben selbst

auszuführen oder durch Dritte ausführen zu lassen. Maßgeblich sind die
Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplans (Anlage 1) sowie die
Darstellungen des Vorhaben- und Erschließungsplans (Anlage 2). Die
Flächenverfügbarkeit für die Realisierung des Bauvorhabens wird durch den
Erwerb des Flurstücks Nr. 5430 sichergestellt.

2. Der Vorhabenträger verpflichtet sich, das Vorhaben innerhalb von 5 Jahren
nach Inkrafttreten des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Steingrube“
insgesamt herzustellen.

3. Die vorstehend beschriebene Durchführungsverpflichtungen können auf Antrag
des Vorhabenträgers verlängert werden. Eine evtl. Verlängerung der
Durchführungsfrist steht im Ermessen der Stadt. Dem Vorhabenträger ist
bekannt, dass er keinen Rechtsanspruch auf Verlängerung der
Durchführungsfrist hat.

4. Dem Vorhabenträger ist bekannt, dass die Stadt die Satzung über den
vorhabenbezogenen Bebauungsplan gem. § 12 Abs. 6 S. 1 BauGB aufheben
soll, wenn der Vorhabenträger die in Absatz 2 genannten Fristen nicht einhält.

5. Der Stadt ist eine Finanzierungsbestätigung einer Bank mit Sitz in Deutschland
oder in der Europäischen Union oder ein anderer Nachweis für die finanzielle
Leistungsfähigkeit des Vorhabenträgers für die Bauarbeiten vor
Satzungsbeschluss vorzulegen.
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Teil III – Erschließung

§ 6 Übertragung der Erschließung
1. Die Stadt überträgt nach § 11 BauGB die Erschließung im Vertragsgebiet nach

Maßgabe dieses Vertrags auf den Vorhabenträger. Die Umgrenzung des
Vertragsgebiets ergibt sich aus Teil I § 1 und dem als Anlage 1 beigefügten
Plan mit Ausnahme des Gewässerrandstreifens und der Retentionsfläche B2.
Der Vorhabenträger verpflichtet sich zur Durchführung der
Erschließungsmaßnahmen nach diesem Vertrag in eigenem Namen und auf
eigene Rechnung, soweit nicht nachstehend etwas anderes vereinbart ist.

2. Die Stadt verpflichtet sich, die öffentliche Verkehrsanlage nach Teil III § 8 bei
Vorliegen der in Teil III § 23 dieses Vertrages genannten Voraussetzungen in
ihr Eigentum, ihre Unterhaltung und ihre Verkehrssicherungspflicht zu
übernehmen.

3. Die westliche Retentionsfläche ist Teil des privaten Vorhabens und wird auf
Kosten des Investors von diesem hergestellt.

4. Die östliche Regenrückhaltefläche B2 (Anlage 1) ist nicht Teil des Vorhabens
des Investors und wird von der Stadt hergestellt.

5. Im Bereich der Sersheimer Straße, K 1683 ist u.a. eine Fußgängerquerung
geplant. Hierfür bedarf es einer Kreuzungsvereinbarung zwischen dem
Landkreis als Straßenbaulastträger und der Stadt. Der Vorhabenträger
verpflichtet sich, die hier zu Lasten der Stadt anfallenden Kosten und
Aufwendungen zu tragen.

6. Die Bushaltestellen und deren Zuwegungen sowie Beleuchtungseinrichtungen
werden auf Kosten der Stadt im Rahmen der Kreuzungsvereinbarung
hergestellt und sind nicht Teil des Vorhabens des Investors (vgl. Lageplan
Anlage […]).

§ 7 Bindung an den Bebauungsplan
Verbindlich für die Herstellung der nachfolgend näher beschriebenen
Erschließungsanlagen sind die Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplans
„Steingrube“.

§ 8 Öffentliche Verkehrsanlage
1. Der Vorhabenträger verpflichtet sich, die Freilegung der nach dem

Bebauungsplan zukünftig öffentlichen Verkehrsfläche vorzunehmen sowie die
von der Stadt nach Herstellung und Übernahme gemäß Teil III § 22 dem
öffentlichen Verkehr zu widmende Erschließungsanlage einschließlich aller
ihrer Bestandteile (insbesondere Fahrbahn, Gehweg, einschließlich
Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen usw.) herzustellen.

2. Die Herstellung richtet sich im Einzelnen nach Vorhaben- und
Erschließungsplänen (Anlage 2). Diese ist durch von dem Vorhabenträger auf
seine Kosten noch zu erstellenden Ausbaupläne zu konkretisieren, die der



- 18 -

vorherigen Zustimmung der Stadt bedürfen. Die Ausführungsplanung wird von
der Stadt geprüft und freigegeben.

Der Vorhabenträger stellt folgende öffentlich zu widmenden Anlagen her:

(a) Die im Bebauungsplan festgesetzte öffentliche Stichstraße
einschließlich des festgesetzten Fußweges von Querung bis ins
Vorhabengebiet (vgl. Lageplan Anlage […]).

3. Der Vorhabenträger verpflichtet sich, die zur verkehrsmäßigen Erschließung
des Vertragsgebiets erforderliche Verkehrsanlage entsprechend den
vorgesehenen Festsetzungen des Bebauungsplans herzustellen.

§ 9 Glasfaserkabel
Der Vorhabenträger hat nach § 146 Abs. 2 TKG sicherzustellen, dass geeignete
passive Netzinfrastrukturen ausgestattet mit Glasfaserkabeln, in der öffentlichen
Verkehrsfläche mitverlegt werden, um den Betrieb eines digitalen
Hochgeschwindigkeitsnetzes durch private Betreiber öffentlicher
Kommunikationsnetze zu ermöglichen.

Sollte sich kein privater Betreiber bereitfinden, ist der Vorhabenträger verpflichtet,
die geeignete passive Netzinfrastruktur (ausgestattet mit Glasfaserkabeln) mit zu
verlegen.

§ 10 Wasserversorgung
Die Herstellung der Anlagen der Trinkwasserversorgung gehört nicht zu den
Aufgaben des Vorhabenträgers, sondern wird durch die Stadtwerke Oberriexingen
GmbH durchgeführt. Die Refinanzierung dieser Einrichtung erfolgt auf der Basis der
Anschlussverträge (insbesondere durch Baukostenzuschüsse), die die Stadtwerke
Oberriexingen GmbH mit den Grundstückseigentümern bzw. den Vorhabenträger
abschließen wird und ist nicht Gegenstand dieses Vertrages.

§ 11 Abwasserbeseitigung
1. Die Entwässerung erfolgt über die Sersheimer Straße.

2. Jedes Gebäude erhält einen Hausanschluss für Schmutz und Regenwasser
einschl. Kontrollschacht (Kombi- oder Einzelschächte). Die Herstellung der
Anschlusskanäle auch im Bereich öffentlicher Verkehrsflächen erfolgt auf
Kosten des Vorhabenträgers durch den Vorhabenträger.

§ 11 a Lärmschutz
3. Der Vorhabenträger verpflichtet sich, die Vorkehrungen zum Schutz vor

schädlichen Umwelteinwirkungen nach dem Textteil des Bebauungsplans unter
E 7 (E 7.1 und E 7.2) zu beachten und entsprechend umzusetzen.

4. Ferner verpflichtet sich der Vorhabenträger, den Lebensmittelmarkt sowie das
Café einschließlich des Verkaufs der Backwaren nicht in dem Nachtzeitraum
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von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr zu betreiben und zu Gunsten der Stadt eine
beschränkt persönliche Dienstbarkeit zu bestellen.

§ 11 b Ausgleichsmaßnahmen
5. Der Vorhabenträger verpflichtet sich, die naturschutzrechtlichen

Ausgleichsmaßnahmen sowie die Artenschutzmaßnahmen umzusetzen (vgl. E
8 und E 9 sowie I 8 des Textteils des Bebauungsplans).

6. Der Vorhabenträger verpflichtet sich, zur Absicherung der dauerhaften
Ausgleichsmaßnahmen Waldrefugien die in § 11 d) des Kaufvertragsteils
aufgeführten Flurstücke für die naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahme mit
einer beschränkt persönlichen Dienstbarkeit zu Gunsten der Stadt
Oberriexingen zu belasten. Nachdem der Erwerber nicht Eigentum dieser
Flurstücke ist, sondern die W.O. Verwaltung GmbH, Oberriexingen, hat sich
diese Eigentümerin dieser Grundstücke gegen Kostenersatz vertraglich
gegenüber dem Erwerber verpflichtet, die entsprechende beschränkt
persönliche Dienstbarkeit zu übernehmen. Dieser Vertrag ist dieser
Vereinbarung als Anlage […] beigefügt.

§ 11 c Starkregen
Der Vorhabenträger verpflichtet sich, die aufgrund des Starkregenrisikos geplanten
Maßnahmen umzusetzen. In dem südlichen Retentionsbecken betrifft dies auch die
mobile Starkregenbarriere zum Schutz der Neubebauung.

§ 12 Ingenieurleistungen
Mit der Ausführungsplanung, Ausschreibung und Vergabe, Bauleitung, örtlichen
Bauüberwachung und Objektbetreuung der Erschließungsmaßnahmen wird der
Vorhabenträger beauftragen.

§ 13 Ausschreibung und Vergabe
Der Vorhabenträger verpflichtet sich, Bauleistungen nach § 6 im Wettbewerb zu
vergeben und diese nur mit Zustimmung der Stadt zu vergeben. Dies gilt auch für
Nachträge über der genannten Summe. Der Zustimmung bedürfen die
Leistungsverzeichnisse vor deren Ausgabe, bei beschränkter Ausschreibung auch
die Auswahl der aufzufordernden Bieter und die Auftragserteilung.

§ 14 Verpflichtung nach LTMG
Vertragsstrafe und außerordentliches Kündigungsrecht
Es gelten die besonderen Vertragsbedingungen zur Erfüllung der Tariftreue und
Mindestentgeltverpflichtungen nach dem Tarif Treue- und Mindestlohngesetz für
öffentliche Aufträge in Baden-Württemberg (LTMG – Anlage 9a).

Auf die mit diesem Vertrag vereinbarten Vertragsstrafe und das fristlose
Kündigungsrecht aus wichtigem Grund wird hingewiesen.
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Die Parteien vereinbaren einen Auftragswert von […] (voraussichtliche Kosten der
öffentlichen Erschließungsanlagen (Stichstraße, Gehweg, Kanal in der öffentlichen
Straße)

Die Verpflichtungserklärungen für öffentliche Aufträge sind als Anlage 9b und
Anlage 9c beigefügt.

§ 15 Baubeginn
1. Der Vorhabenträger hat erforderliche behördliche Genehmigungen und

Erlaubnisse vor Baubeginn einzuholen und der Stadt vorzulegen.

2. Der Baubeginn bedarf unabhängig von Abs. 1 der Genehmigung der Stadt. Die
Stadt wird diese Genehmigung binnen 14 Tagen nach Eingang des Antrags
erteilen, wenn kumulativ schriftlich nachgewiesen ist, dass:

(a) die Sicherheiten nach Teil III § 18 dieses Vertrages der Stadt im Original
vorliegen und

(b) die Versicherungen nach Teil III § 19 Abs. 2 dieses Vertrages
abgeschlossen sind.

§ 16 Baudurchführung
1. Bis zur Fertigstellung der Hochbaumaßnahmen (= Fertigstellung der

Außenfassade der Gebäude neben den jeweiligen Verkehrsanlagen nach Teil
III § 8) auf den Baugrundstücken sind die Entwässerungsanlagen nach Teil III
§ 11 sowie die Verkehrsanlagen nach § 8 herzustellen.

2. Der Vorhabenträger hat durch Abstimmung mit Versorgungsträgern und
sonstigen Leitungsträgern sicherzustellen, dass die Versorgungseinrichtungen
für das Erschließungsgebiet (z.B. Wasserversorgungsleitungen,
Abwasserkanal, Leitungen der Telekom, Strom- und Gasleitungen) so
rechtzeitig in die Verkehrsflächen eingelegt werden, dass die zügige
Fertigstellung der Erschließungsanlagen nicht behindert und ein Aufbruch
fertiggestellter Anlagen ausgeschlossen wird. Das gleiche gilt für die
Herstellung der Haus- bzw. Grundstücksanschlüsse für die Wasserversorgung
und Abwasserbeseitigung, soweit die Stadt nicht ausnahmsweise eine spätere
Herstellung der Anschlüsse zulässt.

3. Führt der Vorhabenträger die Arbeiten nicht, nicht fristgerecht oder mangelhaft
aus, so kann die Stadt dem Vorhabenträger eine angemessene Nachfrist
setzen und sie zur ordnungsgemäßen Erfüllung auffordern. Nach fruchtlosem
Fristablauf führt die Stadt die Arbeiten im eigenen Namen und auf Kosten des
Vorhabenträger durch. Sie ist in diesem Fall berechtigt, in bestehende
Werkverträge einzutreten oder von diesem Vertrag zurückzutreten. Sie kann
wahlweise auch von ihrem Recht auf Nacherfüllung Gebrauch machen; § 635
BGB.

4. Die Erschließungsanlagen sind in Qualität und Ausstattung so herzustellen,
dass sie den anerkannten Regeln der Technik für die Herstellung solcher
Anlagen und den technischen Anforderungen der Stadt entsprechen.
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5. Die Stadt oder ein von ihr beauftragter Dritter ist berechtigt, auf eigene Kosten
die ordnungsgemäße Ausführung der Arbeiten zu überprüfen oder überprüfen
zu lassen und die unverzügliche Beseitigung festgestellter Mängel zu
verlangen. Diese Kosten werden von dem Vorhabenträger ganz oder anteilig
erstattet, wenn und insoweit Mängel durch diese Überprüfung festgestellt
werden.

6. Das Anbringen von Kennzeichen und Hinweisschildern für öffentliche
Erschließungsanlagen (§ 126 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) ist Sache der Stadt und
geschieht auf Kosten des Vorhabenträgers. Soweit die Anbringung von
Kennzeichen- und Hinweisschildern Sache von Versorgungsträgern ist,
geschieht sie auf deren Kosten.

§ 17 Kosten städtebaulicher Maßnahmen
Zu den Kosten der städtebaulichen Maßnahmen, die von dem Vorhabenträger im
Verhältnis zur Gemeinde zu tragen sind, gehören sämtliche Kosten, die durch die
mit diesem Vertrag von dem Vorhabenträger übernommenen Verpflichtungen
entstehen, insbesondere:

- Planungs-, Bau-, Freilegungs- und Bauleitungskosten der in Teil III §§ 8, 9 und
11 genannten Anlagen,

- Kosten der städtebaulichen Planung,

- Kosten artenschutzrechtlicher Ausgleichsmaßnahmen nach Teil III § 11 b dieses
Vertrages

- Wiederherstellung der durch die Erschließungsmaßnahmen eventuell
beschädigter oder zerstörter im Eigentum der Stadt oder privater Anlieger
stehender Einrichtungen,

- Kosten einer evtl. Kampfmittelbeseitigung

- Kosten für die Bauvermessung,

- Kosten der Rechtsberatung der Stadt Kaufvertrag, Durchführungs- und
städtebaulichen Vertrages durch die Rechtsanwaltskanzlei Birk und Partner
Rechtsanwälte PartG mbB,

- Kosten notwendiger Gutachten (z.B. geologisches Baugrundgutachten,
Beweissicherung, etc.), soweit diese nicht zu den ohnehin zu tragenden Kosten
der städtebaulichen Planung dieses Vertrages gehören.

§ 18 Sicherheitsleistung
1. Der Vorhabenträger ist verpflichtet eine Sicherheit zu leisten, die die

vertragsmäßige Herstellung der Maßnahmen nach Abschnitt C Teil III §§ 3, 4
und 6 dieses Vertrages sicherstellen soll. Der Vorhabenträger verpflichtet sich,
Erfüllungssicherheit in Form einer Vertragserfüllungsbürgschaft i.H.v.
500.000,00 € durch Übergabe einer selbstschuldnerischen, von der Einrede der
Vorausklage befreiten Bürgschaft einer europäischen Bank oder Sparkasse
oder Versicherung zu leisten. Die Erfüllungssicherheit sichert sowohl die
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Erfüllung als auch die Nichterfüllung von der dem Vorhabenträger nach diesem
Vertrag übernommenen Verpflichtungen.

Die Bürgschaft ist spätestens mit dem Antrag auf Zustimmung zum Baubeginn
zu übergeben (vgl. Abschnitt C Teil III § 10 Abs. 2).

Die Erfüllungsbürgschaft verbleibt bis zur Abnahme der vereinbarten
Erschließungsmaßnahmen bei der Stadt. Nach vollständiger Abnahme aller
Erschließungsmaßnahmen ist die Bürgschaft dem Vorhabenträger
unverzüglich zurückzugeben.

Die Parteien sind sich darüber einig, dass Teilabnahmen (z.B. Kanalisation) für
in sich abgeschlossene Teile der Leistung nach gesonderter Vereinbarung in
entsprechenden Bauabschnitten erfolgen können.

Soweit Teilabnahmen erfolgen, kann die Erfüllungsbürgschaft durch den
Vorhabenträger durch eine entsprechende reduzierte Bürgschaft um den
Betrag der abgenommenen Teilleistung reduziert werden. Für die
abgenommenen Teilleistungen müssen entsprechende
Gewährleistungsbürgschaften geleistet werden.

2. Sämtliche Zahlungsansprüche nach diesem Vertrag sind ein Monat nach deren
schriftlicher Geltendmachung zur Zahlung fällig. Soweit nicht in diesem Vertrag
eine spezielle Fälligkeitsregelung vereinbart wurde. Nicht rechtszeitig erbrachte
Zahlungen sind nach Ablauf dieser Frist nach Anforderung mit 5 % über dem
Basiszinssatz gem. 288 i. V. m. § 247 BGB zu verzinsen.

3. Nach Abschluss der Erschließung legt der Vorhabenträger eine
Gesamtabrechnung vor. Die Gesamtabrechnung bedarf der Bestätigung durch
die Stadt.

4. Der Vorhabenträger ist verpflichtet, eine Sicherheit zu leisten, die die
vertragsgemäße Herstellung der Erschließungs- und Ausgleichsmaßnahmen
sicherstellen soll.

§ 19 Gefahrübertragung, Haftung und Verkehrssicherung
1. Vom Tage des Beginns der Erschließungsarbeiten an trägt der Vorhabenträger

im gesamten Erschließungsgebiet die Verkehrssicherungspflicht, sofern ihr
diese nicht ohnehin kraft Gesetzes obliegt. Der Vorhabenträger haftet bis zur
Übernahme der Anlagen durch die Stadt für jeden Schaden, der durch die
Verletzung der bis dahin ihr obliegenden allgemeinen
Verkehrssicherungspflicht entsteht und für solche Schäden, die infolge der
Erschließungsmaßnahmen an bereits verlegten Leitungen oder sonst wie
verursacht werden. Dies gilt auch dann, wenn der Vorhabenträger die Haftung
auf einen Dritten übertragen hat. Der Vorhabenträger stellt die Stadt insoweit
von allen Schadensersatzansprüchen frei. Diese Regelung gilt unbeschadet
der Eigentumsverhältnisse.

2. Der Vorhabenträger hat der Stadt mit der Anzeige des beabsichtigten
Baubeginns (Teil III § 15 Abs. 2) das Bestehen einer ausreichenden
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Haftpflichtversicherung (Sachschäden: € 10.000.000,00; Personenschäden: €
10.000.000,00) nachzuweisen.

3. Bis zur Abnahme durch die Stadt hat der Vorhabenträger die Gefahr des
zufälligen Untergangs oder der zufälligen Verschlechterung der in der
Herstellung befindlichen Erschließungsanlagen zu tragen.

§ 20 Abnahme
1. Nach Fertigstellung der Erschließungsanlagen sind diese von der Stadt

abzunehmen. Der Vorhabenträger zeigt der Gemeinde die vertragsgemäße
Fertigstellung schriftlich an. Die Stadt setzt einen Abnahmetermin auf einen Tag
innerhalb von zwei Wochen nach Eingang der Anzeige im Benehmen mit dem
Vorhabenträger fest. Über die Abnahme wird eine Niederschrift gefertigt. Sie
enthält den Umfang der abgenommenen Leistungen (Bauwerke), die
Beanstandungen, die Fristen, in denen sie zu beheben sind, sowie den Termin
für den Ablauf der Gewährleistungsfristen. Die Niederschrift ist von beiden
Vertragsparteien zu unterzeichnen und für beide Vertragsparteien bindend.
Teilabnahmen sind zulässig.

2. Werden bei der Abnahme Mängel festgestellt, so sind diese innerhalb von 6
Monaten vom Tage der gemeinsamen Abnahme an gerechnet durch den
Vorhabenträger zu beseitigen. Im Falle des Verzuges ist die Stadt berechtigt,
die Mängel auf Kosten des Vorhabenträgers beseitigen zu lassen. Nach
Beseitigung der Mängel ist die Abnahme zu wiederholen.

3. Bezüglich der Verkehrsanlage nach Teil III § 8 wird vereinbart, dass die
Abnahme erfolgt, wenn sämtliche Verkehrsanlagen bis einschließlich der
bituminösen Tragschicht fertiggestellt sind. Die Stadt kann jedoch einer
gesonderten Abnahme bereits früher fertiggestellter Anlagen zustimmen.

4. Die Entwässerungseinrichtungen (Teil III § 11) sind nach Fertigstellung
sämtlicher Anlagenteile im Erschließungsgebiet abzunehmen. Die Stadt und
der Vorhabenträger können jedoch eine gesonderte Abnahme bereits früher
fertiggestellter Teile verlangen oder dieser zustimmen.

§ 21 Haftung für Mängelfreiheit
1. Der Vorhabenträger übernimmt die Gewähr, dass ihre Leistung zur Zeit der

Abnahme durch die Gemeinde die vertraglich vereinbarte Beschaffenheit
(§ 633 Abs. 2 BGB) hat, den anerkannten Regeln der Technik entspricht und
nicht mit Fehlern behaftet ist, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem nach
dem Vertrag vorausgesetzten Zweck aufheben oder mindern.

2. Die Frist für die Haftung für Mängelfreiheit wird auf fünf Jahre festgesetzt. Sie
beginnt mit der Abnahme/Teilabnahme der einzelnen mängelfreien
Erschließungsanlage durch die Stadt.

3. Der Vorhabenträger ist verpflichtet, für alle durchgeführten Bauarbeiten
Vertragserfüllungs- und Mängelhaftungsbürgschaften in Höhe von 5 % der
Baukosten von den bauausführenden Unternehmen einzuholen. Die
Mängelbeseitigungsansprüche und Mängelhaftungsbürgschaften des
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Vorhabenträgers werden nach Abnahme der Erschließungsanlagen an die
Stadt abgetreten. Die Stadt nimmt die Abtretung hiermit an.

4. Der Vorhabenträger ist verpflichtet, alle während der Gewährleistungsfrist
hervortretenden Mängel auf ihre Kosten zu beseitigen, wenn es die Stadt vor
Ablauf der Frist schriftlich verlangt. Der Anspruch auf Beseitigung der gerügten
Mängel verjährt nach 5 Jahren vom Zugang des schriftlichen Verlangens an.

5. Nach Ablauf der Gewährleistungspflicht gehen etwaige Gewährleistungs- und
sonstige Ansprüche der Erschließungsträgerin aus Dienstleistungs- Werk- oder
Lieferverträgen sowie etwaige Ansprüche aus unerlaubter Handlung auf die
Stadt über. Der Vorhabenträger wird die Stadt bei der Durchsetzung evtl.
Ansprüche auf Verlangen unterstützen und ihr entsprechende Auskünfte
erteilen sowie Vertragsunterlagen zugänglich machen.

§ 22 Übernahme der Erschließungsanlagen; Widmung
1. Mit der Abnahme/Teilabnahme sämtlicher benutzbarer, nach diesem Vertrag

errichteter Erschließungsanlagen und der Einlegung sämtlicher Leitungen
gehen Besitz und Nutzungen sämtlicher nach diesem Vertrag errichteter
Erschließungsanlagen auf die Stadt über. Die Stadt übernimmt die
Erschließungsanlagen in ihre Baulast, Unterhaltung und
Verkehrssicherungspflicht. Die Übernahme der Erschließungsanlagen durch
die Stadt wird in einem von Stadt und Vorhabenträger zu unterzeichnenden
Protokoll festgehalten.

2. Der Vorhabenträger ist berechtigt, die Benutzung der Erschließungsanlagen
durch Dritte bis zur Übernahme durch die Stadt zu unterbinden.

3. Die Stadt widmet die in Teil III § 8 genannten Verkehrsanlagen nach
Übernahme für den öffentlichen Verkehr. Die Erschließungsträgerin stimmt der
Widmung durch die Stadt ab dem Zeitpunkt der Übernahme zu.

4. Soweit sich die Flächen der herzustellenden Erschließungsanlagen bereits im
Eigentum der Stadt befinden, verpflichtet sich die Stadt hiermit, die
Inanspruchnahme der ihr gehörenden Flächen zum Zwecke der
vertragsgemäßen Herstellung der Erschließungsanlagen durch den
Vorhabenträger bzw. von ihr beauftragte Dritte entschädigungslos zu dulden.

§ 23 Eigentumsübergang
Mit der Übernahme der mängelfreien Erschließungsanlagen geht auch das
Eigentum an der Erschließungsanlage und der Hausanschlüsse gem. Teil III § 8 u.
11 mit Ausnahme der privaten Teile der Haus- bzw. Grundstücksanschlüsse auf die
Stadt über.

§ 24 Ausführungs- und Bestandsunterlagen
Der Vorhabenträger hat der Stadt spätestens sechs Monate nach der Abnahme der
Erschließungsanlagen zu übergeben:

1. Bestandspläne der öffentlichen Verkehrsanlagen nach den Vorgaben der Stadt.
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2. Bestandspläne für Entwässerungskanäle- einschließlich der dazugehörigen
Hausanschlüsse.

3. Beleuchtungsplan (Bestand).

Die Bestandsaufnahmen sind zusätzlich in digitaler Form auf geeignetem
Datenträger und in mit der Stadt abgestimmtem Dateiformat zu übergeben. Die
Unterlagen, Pläne und Daten werden Eigentum der Stadt.

§ 25 Anschlussbeiträge
1. Die Kosten für die Durchführung der Erschließungsmaßnahme nach Teil III § 8

trägt ausschließlich der Vorhabenträger. Eine Kostenbeteiligung der Stadt nach
§ 23 Abs. 1 KAG wird ausdrücklich ausgeschlossen. Die Stadt erhebt für die
(Verkehrs-) Anlagen innerhalb des Vertragsgebiets keine
Erschließungsbeiträge nach §§ 33 ff. KAG.

2. Die Stadt und der Vorhabenträger sind sich darüber einig, die nach der
Abwassersatzung entstehenden Kanal- und Klärbeiträge für die erworbenen
Grundstücksteile des Flurstücks 5430 abzulösen. Die Ablösesumme bestimmt
sich nach der Höhe des unter Anwendung der Bestimmungen der
Abwassersatzung voraussichtlich entstehenden Beitrages.

Das Flurstück 5430 hat aktuell eine Grundstücksfläche von 9.333 m² und ist
vermessen.

Unter Abzug der bei der Stadt verbliebenen Grundstücksfläche von ca. [####]
m² verbleibt eine beitragspflichtige Grundstücksfläche von voraussichtlich
7.330 m². Bei einer [####] geschossigen Bebauung beträgt der anzuwendende
Nutzungsfaktor [####]. Bei dem anzusetzenden Nutzungsfaktor (NF) von
[####] und der sich daraus ergebenden Nutzungsfläche von [####] m² beträgt
der

Kanalbeitrag 3,90 €/m² = € [####] und der

Klärbeitrag 3,40 €/m² = € [####].

Der Zahlbetrag für den Klärbeitrag ist spätestens 4 Wochen nach Abnahme der
Erschließungsanlage und Rechnungstellung der Stadt an das angegebene
Konto der Stadt zu überweisen.

Bei Zahlungsverzug werden Säumniszuschläge nach § 240 AO berechnet.

Der Vorhabenträger unterwirft sich bzgl. der von ihm übernommenen
Zahlungspflicht für die Beiträge der sofortigen Zwangsvollstreckung nach § 61
LVwVfG.

3. Die Herstellung der Abwasserbeseitigungsanlage im Vertragsgebiet erfolgt
durch den Vorhabenträger auf dessen Kosten und lässt die
Abwasserbeitragspflicht für das Grundstück im Vertragsgebiet nach der
Abwassersatzung der Stadt unberührt.

4. Um eine unangemessene Kostenbelastung des Vorhabenträgers zu
vermeiden, beteiligt sich die Stadt an den Kosten der von dem Vorhabenträger
hergestellten Abwasserbeseitigungsanlage in Höhe, in der nach der
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Übernahme dieser Anlage durch die Stadt für die Grundstücke im
Vertragsgebiet ein Kanalbeitrag auf Grundlage der örtlichen Satzung
entstanden ist, maximal jedoch in Höhe der tatsächlichen Herstellungskosten
abzgl. des Straßenentwässerungsanteils. Übersteigt dieser Betrag die Höhe
des satzungsmäßigen Kanalbeitrags, so hat der Vorhabenträger ein Anspruch
auf Erstattung der über die Höhe des Beitrags hinausgehenden Kosten.

5. Der Anspruch des Vorhabenträgers entsteht in dem Zeitpunkt, in dem der
Abwasserbeitrag auf Grundlage der einschlägigen gesetzlichen und
satzungsgemäßen Bestimmungen entsteht (d.h. sobald das Grundstück
tatsächlich angeschlossen werden kann). Gleichzeitig wird dieser Anspruch mit
dem von der Stadt geforderten Kanalbeitrag fällig und mit diesem verrechnet.

6. Das Recht der Stadt, Abwassergebühren zu erheben, bleibt von dieser
Vereinbarung unberührt.

7. Die Erhebung weiterer Abwasserbeiträge bei Vorliegen der entsprechenden
rechtlichen Voraussetzungen bleibt von dieser Vereinbarung unberührt.

§ 26 Beiderseitige Verpflichtungen
1. Den Vertragspartnern obliegt die Verpflichtung zur gegenseitigen Information

und sonstigen vertragsdienlichen Unterstützung. Von wesentlichen Ereignissen
haben sich die Vertragspartner jeweils unaufgefordert zu unterrichten.

2. Die Stadt wird rechtzeitig alle notwendigen Beschlüsse herbeiführen und
sonstigen Amtshandlungen vornehmen, die zur Vertragsdurchführung
erforderlich oder sachdienlich sind.

§ 27 Finanzierungsnachweis
Der Vorhabenträger hat auf Wunsch der Stadt eine Finanzierungsbestätigung
vorzulegen.

§ 28 Umweltrechtliche Maßnahmen / Landschaftsschutzgebiet
Nach Vorlage des fertigen (Umweltbericht ergänzen)

Schlussbestimmungen

§ 29 Kostentragung
1. Der Vorhabenträger trägt die Kosten dieses Vertrages und seiner

Durchführung, insbesondere die Planungskosten sowie die der Erschließung.
Die Tragung der Planungskosten richtet sich im Übrigen nach dem zwischen
der Stadt und dem Vorhabenträger am #### geschlossenen
Planungskostenvertrag, Anlage 6.

2. Zu diesen Kosten zählen neben den in den einzelnen Paragrafen
angesprochenen Kosten insbesondere auch die Kosten der Ausarbeitung der
Vorhaben- und Erschließungspläne, der zur Aufstellung des
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vorhabenbezogenen Bebauungsplans erforderlichen Fachgutachten und
ergänzende Maßnahmen (z. B. Verkehr, Schall, Artenschutz, etc.) und die
Kosten der anwaltlichen Beratung der Stadt.

3. Kosten, die der Vorhabenträger nach Maßgabe der vorstehenden
Bestimmungen der Stadt zu erstatten hat, sind auch dann vom Vorhabenträger
zu tragen, wenn die Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan
nicht in Kraft tritt. Der Vorhabenträger ist verpflichtet, die Kosten innerhalb von
vier Wochen nach Vorlage einer prüffähigen Rechnung an die Stadt zu
bezahlen.

§ 30 Haftungsausschluss
1. Dem Vorhabenträger ist bekannt, dass aus diesem Vertrag keine Verpflichtung

der Stadt zur Aufstellung des Bebauungsplanes entsteht und dass der
Gemeinderat der Stadt bei der Abwägung im Bebauungsplanverfahren keinerlei
vertraglichen Bindungen oder sonstigen Verpflichtungen unterworfen ist (§ 1
Abs. 3 Satz 2 BauGB). Führt die Stadt aufgrund der Planungsentscheidungen
des Gemeinderats das begonnene Bebauungsplanverfahren nicht fort, so
werden sämtliche bis dahin angefallenen Kosten nach den Regelungen dieses
Vertrages getragen.

2. Vorhabenträger und Stadt sind sich darüber einig, dass sich aus dem
Fehlschlagen des Bebauungsplanverfahrens oder aus dessen Dauer keinerlei
Ansprüche des Vorhabenträgers – gleich welcher Art und welchen
Rechtsgrunds – ergeben.

3. Für den Fall der Aufhebung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
können Ansprüche gegen die Stadt nicht geltend gemacht werden (§ 12 Abs. 6
S. 2 BauGB). Dies gilt auch für den Fall, dass sich die Unwirksamkeit des
Bebauungsplanes im Verlauf eines gerichtlichen Streitverfahrens herausstellt.

§ 31 Veräußerung des Grundstücks, Rechtsnachfolge
1. Der Vorhabenträger verpflichtet sich, die in diesem Vertrag vereinbarten

Pflichten und Bedingungen seinem Rechtsnachfolger weiterzugeben und
diesen entsprechend zu verpflichten. Der heutige Vorhabenträger haftet der
Stadt als Gesamtschuldner für die Erfüllung des Vertrags neben einem
etwaigen Rechtsnachfolger weiter, soweit die Stadt ihn nicht ausdrücklich aus
der Haftung entlässt. Stimmt die Stadt einem Wechsel des Vorhabenträgers
gem. Absatz 2 zu, so umfasst diese Entscheidung gleichzeitig die Entlassung
des bisherigen Vorhabenträgers aus der Haftung aus diesem Vertrag.

2. Ein Wechsel des Vorhabenträgers bedarf der schriftlichen Zustimmung der
Stadt. Die Regelung des § 127 Abs. 2 BGB ist ausgeschlossen. Die Stadt ist
berechtigt, die Zustimmung zu verweigern, wenn Tatsachen die Annahme
rechtfertigen, dass die Durchführung des Vorhaben- und Erschließungsplans
durch den Wechsel des Vorhabenträgers gefährdet ist. Zwischen den Parteien
besteht Einigkeit, dass dies insbesondere bei Zweifeln an der wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit eines neuen Vorhabenträgers der Fall ist.
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3. Dem Vorhabenträger steht es offen, die Verpflichtung im Wege des Verkaufs
oder eines Erbbaurechts mit Zustimmung der Stadt weiterzugeben.

§ 32 Kündigung/Rücktritt
1. Die ordentliche Kündigung des gegenständlichen Kaufvertrages und des

städtebaulichen Vertrages ist ausgeschlossen. Der Rücktritt ist ebenfalls
ausgeschlossen, soweit in diesem Vertrag nicht ausdrücklich etwas anderes
vereinbart ist. Gesetzliche Anfechtungsrechte bleiben unberührt. Das
gesetzliche Rücktrittsrecht der Stadt wegen Zahlungsverzugs des Investors
sowie die gesetzlichen Regelungen zur Störung der Geschäftsgrundlage
bleiben ebenfalls unberührt.

2. Die Parteien sind jedoch berechtigt, diesen Vertrag zu kündigen, wenn die Stadt
verbindlich erklärt, das eingeleitete Bebauungsplanverfahren nicht mehr
fortzuführen. Auf Teil III § 30dieses Vertrages wird verwiesen. Die Kündigung
erfasst dann das gesamte Vertragsverhältnis.

3. Die Stadt ist berechtigt, diesen Vertrag zu kündigen, wenn der Investor gegen
die Durchführungspflichten des Baubeginns oder der Fertigstellungsfrist
verstößt (Teil II § 5).

4. Sollte die Stadt den Bebauungsplan bezüglich des Kaufgegenstandes nicht bis
spätestens 31.12.2027 entsprechend dem dieser Urkunde zugrunde liegenden
Bebauungsplanentwurf (Anlage [####] und Anlage [####]) in Kraft gesetzt
haben, steht dem Investor ein Rücktrittsrecht vom Kaufvertrag und dem
städtebaulichen Vertrag, also von dem Vertragswerk insgesamt, zu. Sollte die
Stadt den beabsichtigten Bebauungsplan nicht bis zum 30.06.2028 in Kraft
gesetzt haben, steht auch der Stadt ein Rücktrittsrecht vom Kaufvertrag und
dem städtebaulichen Vertrag, also von dem Vertragswerk insgesamt, zu. Das
jeweilige Rücktrittsrecht kann nur innerhalb von sechs Monaten nach seiner
Entstehung ausgeübt werden. Es entfällt, wenn der dieser Urkunde zugrunde
liegende Bebauungsplanentwurf (Anlage [####] und Anlage [####]) in Kraft
gesetzt wurde, bevor das Rücktrittsrecht wirksam ausgeübt wurde. Die
Inkraftsetzung im vorstehenden Sinn entspricht dem Zeitpunkt der ortsüblichen
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses einschließlich einer
gegebenenfalls erforderlichen Genehmigung durch die höhere
Verwaltungsbehörde (§ 10 Abs. 3 BauGB). Der Rücktritt ist schriftlich
gegenüber der jeweils anderen Partei zu erklären.

5. Wird der öffentlich bekanntgemachte Bebauungsplan von einem Gericht ganz
oder teilweise für unwirksam erklärt, so hat der Investor ein Rücktrittsrecht vom
Vertragswerk insgesamt. Das Rücktrittsrecht kann frühestens nach Ablauf von
zwei Monaten nach Rechtskraft der Entscheidung des Gerichts ausgeübt
werden („Ausübungssperre“). Erklärt die Stadt innerhalb dieser zweimonatigen
Frist schriftlich gegenüber dem Investor, den Bebauungsplan heilen zu wollen,
verlängert sich die Ausübungssperre um weitere achtzehn Monate (also
insgesamt auf 20 Monate) nach Rechtskraft der Entscheidung des Gerichts
über die Unwirksamkeit des Bebauungsplans. Das Rücktrittsrecht entfällt, wenn
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die Stadt das Verfahren zur Behebung von Mängeln des Bebauungsplans bis
zum Ablauf der Ausübungssperre erfolgreich zu Ende führt.

Dies gilt entsprechend, wenn die Unwirksamkeit oder Teilunwirksamkeit des
Bebauungsplans gerichtlich nur inzident – etwa im Rahmen einer
Anfechtungsklage – rechtskräftig festgestellt wird.

6. Das Rücktrittsrecht unter vorstehenden Ziffer 5 scheidet aus, wenn das
Bauvorhaben vollziehbar genehmigt wurde und die Bauarbeiten im Fall des
Rücktrittsrechts nach Einleitung des Rechtsbehelfsverfahrens gegen den
Bebauungsplan und Kenntnis des Investors hiervon länger als einen Monat
fortgesetzt werden. Keine Fortsetzung in diesem Sinne stellen insbesondere
Sicherungsmaßnahmen und das Räumen der Baustelle dar.

7. Tritt eine der Parteien von dem städtebaulichen Vertrag gemäß [####] zurück,
so gilt dies gleichzeitig als Rücktritt von dem Grundstückskaufvertrag gemäß
[####]. Tritt eine der Parteien von dem Grundstückskaufvertrag gemäß [####]
zurück, so gilt dies gleichzeitig als Rücktritt vom städtebaulichen Vertrag gemäß
[####].

8. Im Falle des Rücktritts ist dem Investor der bereits durch ihn gezahlte Kaufpreis
ohne Zinsen Zug um Zug gegen Rückübertragung des lastenfreien Eigentums
an dem Kaufgegenstand zurückzuzahlen. Ausgenommen sind Belastungen,
die durch den Investor auch im Falle eines Wiederkaufs gemäß [####] nicht zu
beseitigen wären. Die Kosten der Rückabwicklung trägt die Stadt. Dem Investor
sind bei Rücktritt nach vorstehenden [####] zudem die Kosten der Vermessung
des Erwerbsgrundstücks und die Notar- und Grundbuchkosten dieser Urkunde
und ihrer Durchführung zu erstatten. Bei Ausübung des Rücktrittsrechts trägt
jede Partei im Übrigen ihre eigenen für die Projektentwicklung und
Verfahrensbegleitung entstanden Kosten.

9. Die Ausübung des Rücktrittsrechts bedarf zu seiner Wirksamkeit der Einhaltung
der gesetzlichen Schriftform.

§ 33 Wirksamwerden
Der Vertrag wird wirksam, wenn der Stadtrat der Stadt dem Vertrag zugestimmt hat
und dieser notariell beurkundet wurde.

§ 34 Schlussbestimmungen
1. Änderungen oder –Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer

Rechtswirksamkeit der Schriftform, soweit das Gesetz nicht notarielle
Beurkundung verlangt. Dies gilt auch für Änderungen dieses
Schriftformerfordernisses. Nebenabreden bestehen nicht. Die Stadt und der
Vorhabenträger erhalten je eine Ausfertigung. Die Regelung des § 127 Abs. 2
BGB ist ausgeschlossen.

2. Das gesamte Vorhabengebiet ist nach Fertigstellung der vorgenannten
Leistungen durch den Vorhabenträger erstmalig vollerschlossen.
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3. Die Vertragsparteien bestätigen sich gegenseitig, dass die Regelungen dieses
Vertrages insgesamt und im Einzelnen angemessen sind, im sachlichen
Zusammenhang mit den vereinbarten Leistungen und Gegenleistungen stehen
und Voraussetzung oder Folge des geplanten Vorhabens sind.

4. Soweit einzelne Vorschriften dieses Vertrages trotz Abs. 1 gegen das Gebot
der Angemessenheit nach § 11 Abs. 2 Satz 1 BauGB oder das Gebot der
Kausalität nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB verstoßen, verpflichten sich
die Vertragsparteien, diese Regelung durch solche zu ersetzen, die den
konkreten Kriterien der Angemessenheit und Kausalität gehorchen. Können
sich die Vertragsparteien nicht auf eine wirksame Regelung einigen, so wird die
Angemessenheit und Kausalität nach billigem Ermessen durch Urteil bestimmt.

5. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrags ganz oder teilweise ungültig
sein oder werden, so wird hiervon die Gültigkeit der anderen Vertragsteile nicht
berührt. Die Vertragsparteien verpflichten sich vielmehr, die ungültigen
Bestimmungen durch eine gültige Regelung zu ersetzen, die dem
wirtschaftlichen Gehalt der ungültigen Bestimmungen soweit wie möglich
entspricht.

Vaihingen an der Enz , den

____________________________ __________________________

Stadt Oberriexingen Wohnbau Oberriexingen Immobilien
GmbH


